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In  diesem Artikel  möchte  ich  mich  politisch  für  gute  Ausbildung  und  gute  Ausbildungsplätze
einsetzen. Ich gehe dabei von der Analyse des Arbeitsmarktes für junge Leute aus, wie sie auch in
einem Antrag zum Thema „Gute Ausbildung“ des DGB zum 19. Bundeskongress dargestellt wird:

„Die Zahl der Jugendlichen ohne Schul- und Berufsabschluss ist erschreckend hoch. 1,5 Millionen
Jugendliche im Alter zwischen 20 und 29 Jahren haben keine abgeschlossene Berufsausbildung.
Hauptschüler haben nach wie vor kaum Chancen, direkt einen Platz in Ausbildung und Beruf zu
ergattern.  (…)  Jugendliche  mit  migrantischem  Hintergrund  sind  die  Verlierer  unseres
Bildungswesens.  Sie  verlassen  die  Schule  doppelt  so  häufig  wie  ihre  Mitschüler/-innen  ohne
Abschluss.“1

Ich halte das für einen gefährlichen Zustand unserer Gesellschaft, der Jugendliche ausgrenzt und
zurück lässt.  Deshalb denke ich,  muss Politik diesem Trend steuernd entgegenwirken.  Zunächst
möchte  ich  dazu  versuchen  zu  definieren,  was  gute  Ausbildung  für  mich  ist.  Zunächst  einmal
verstehe ich darunter, dass Ausbildung den Azubis ein Einkommen gewährleisten  muss, von dem
man eigenständig leben kann.  Ist ein Betrieb allein nicht dazu in der Lage, würde ich staatliche
Subventionen  gewähren,  die  dies  sicherstellen.  Das  könnte  etwa  über  eine  Verbesserung  der
bisherigen  gesetzlichen  Regelungen  zu  Hartz4  geschehen.  Bei  Ausbildungen,  die  keine
Ausbildungsvergütung beinhalten, würde ich durch die Aufhebung der Hartz4-Sanktionen im SGB
de facto ein Grundeinkommen gewähren. Dies würde etwa für die Hochschulausbildung und private
Ausbildungen zutreffen. Außerdem ist es dabei wichtig, keine Studiengebühren zu erheben.

Zur Regulierung des Arbeitsmarktes und um gerechte Verhältnisse in der Konkurrenz des Marktes
zu schaffen, würde ich eine Ausbildungsumlage einführen, bei der Firmen, die nicht ausbilden, aber
ausbilden  könnten,  in  einen  Fond  einzahlen  und  im  Gegenzug  dazu  Firmen,  die  über  Bedarf
ausbilden, einen  Zuschuss  gewähren.  Außerdem  hielte  ich  ein  flächendeckendes  Gesetz  für
Ausbildungsentgelte grundsätzlich für eine richtige Initiative.  Für Firmen, die dieses Entgelt nicht
aufbringen können, würde ich staatliche Zuschüsse gewähren.

Des Weiteren halte ich es für sinnvoll, außer- und überbetriebliche Ausbildungen mit betrieblichen
rechtlich  gleichzustellen, damit  kein Azubi benachteiligt oder bevorzugt wird. Daneben sollte es
besondere  gesetzliche  Vorgaben für  den Jugendarbeitsschutz geben.  Politik  kann daneben auch
dazu beitragen, die Jugendvertretungen bei Gewerkschaften und Betriebsräten zu stärken.

Der Staat bzw. die Öffentlichkeit sollte die Ausbildung der Jugendlichen nach jugendspezifischen
Maßgaben überwachen, insbesondere  um die Grundrechte der Schüler,  Studenten und Azubis  zu
schützen und dabei ihre Interessen in besonderem Maße zu berücksichtigen.

Gute  Ausbildung  und  gute  Ausbildungsplätze  erfordern  also  ein  Bündel  von  politischen
Maßnahmen, die letztlich aber kurz- und mittelfristig in der Lage wären, die Lebensumstände von
jungen Menschen zu  verbessern.  Es  muss  natürlich  zunächst  einmal  der  politische  Wille  dafür
vorhanden sein.

1 Gute Ausbildung, Antrag zum 19. DGB-OBK, online unter: http://www.dgb.de/++co+
+d6bd2b5a-64be-11df-74dc-00188b4dc422
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